
Steuergesetz
Änderung vom …………….. 2005

Der Kantonsrat des Kantons Zug,

gestützt auf § 41 Bst. b der Kantonsverfassung1),

beschliesst:

I.

Das Steuergesetz vom 25. Mai 20002) wird wie folgt geändert:

§ 5
3 Die Steuerausscheidung für Geschäftsbetriebe, Betriebsstätten und

Grundstücke erfolgt im Verhältnis zu den andern zugerischen Gemeinden, zu
andern Kantonen und zum Ausland nach den Grundsätzen des Bundesrechts
über das Verbot der interkantonalen Doppelbesteuerung. Ein schweizerisches
Unternehmen kann Verluste aus ausländischen Betriebsstätten mit inländi-
schen Gewinnen verrechnen, soweit diese Verluste im Betriebsstättestaat
nicht bereits berücksichtigt wurden. Verzeichnen diese Betriebsstätten in den
folgenden sieben Geschäftsjahren Gewinne, so erfolgt in diesen Geschäfts-
jahren im Ausmass der im Betriebsstättestaat verrechneten Verlustvorträge
eine Besteuerung. In den übrigen Fällen sind Auslandsverluste ausschliess-
lich satzbestimmend zu berücksichtigen. Vorbehalten bleiben die Vorschriften
von Doppelbesteuerungsabkommen.

4 Im interkommunalen Verhältnis werden die Einkünfte aus einer ausser-
halb der Wohnsitzgemeinde gelegenen Einzelunternehmung oder einfachen
Gesellschaft je zur Hälfte der Wohnsitzgemeinde und der Sitzgemeinde zu-
gewiesen.

5 Der bisherige Abs. 4 wird zu Abs. 5.

§ 8
3 … zugerechnet. Bei Kindern unter gemeinsamer Sorge nicht gemeinsam

besteuerter Eltern erfolgt die Zurechnung bei demjenigen Elternteil, dem der
Kinderabzug im Sinn von § 33 Abs. 1 Ziff. 2 zusteht. Vorbehalten bleibt …

§ 11
Beginn und Ende der Steuerpflicht

1 Die Steuerpflicht beginnt mit dem Tage, an dem die steuerpflichtige Per-
son im Kanton steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt nimmt oder im
Kanton steuerbare Werte erwirbt. 

2 Die Steuerpflicht endet mit dem Tode oder dem Wegzug der steuer-
pflichtigen Person aus dem Kanton oder mit dem Wegfall der im Kanton steu-
erbaren Werte.

3 Bei Wechsel des steuerrechtlichen Wohnsitzes innerhalb der Schweiz
besteht die Steuerpflicht auf Grund persönlicher Zugehörigkeit für die lau-
fende Steuerperiode im Kanton, in welchem die steuerpflichtige Person am
Ende dieser Periode ihren Wohnsitz hat. Kapitalleistungen gemäss § 37 sind
jedoch in dem Kanton steuerbar, in dem die steuerpflichtige Person im Zeit-
punkt der Fälligkeit ihren steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt hat.
Verlegt eine nach den §§ 79 und 83 steuerpflichtige Person innerhalb der
Schweiz ihren Wohnsitz oder Aufenthalt, so steht dem Wohnsitz- oder Auf-
enthaltskanton das Besteuerungsrecht im Verhältnis zur Dauer der Steuer-
pflicht zu.
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2) GS 26, 755 (BGS 632.1)
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4 Eine Steuerpflicht auf Grund wirtschaftlicher Zugehörigkeit in einem
andern Kanton als demjenigen des steuerrechtlichen Wohnsitzes besteht für
die gesamte Steuerperiode, auch wenn sie im Laufe des Jahres begründet, ver-
ändert oder aufgehoben wird. In diesem Fall wird der Wert der Vermögens-
objekte im Verhältnis zur Dauer dieser Zugehörigkeit vermindert. Im Übrigen
werden das Einkommen und das Vermögen zwischen den beteiligten Kanto-
nen in sinngemässer Anwendung der Grundsätze des Bundesrechts über das
Verbot der interkantonalen Doppelbesteuerung ausgeschieden. 

§ 18
1 Stille Reserven einer Personenunternehmung (Einzelunternehmen, Per-

sonengesellschaft) werden bei Umstrukturierungen, insbesondere im Fall der
Fusion, Spaltung oder Umwandlung, nicht besteuert, soweit die Steuerpflicht
in der Schweiz fortbesteht und die bisher für die Einkommenssteuer mass-
geblichen Werte übernommen werden:
a) bei der Übertragung von Vermögenswerten auf eine andere Personen-

unternehmung;
b) bei der Übertragung eines Betriebs oder eines Teilbetriebs auf eine juris-

tische Person;
c) beim Austausch von Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsrechten anlässlich

von Umstrukturierungen im Sinne von § 62 Abs. 1 oder von fusionsähn-
lichen Zusammenschlüssen.
2 Bei einer Umstrukturierung nach § 18 Abs. 1 Bst. b werden die übertra-

genen stillen Reserven im Verfahren nach den §§ 144 ff. nachträglich besteu-
ert, soweit während den der Umstrukturierung nachfolgenden fünf Jahren 
Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsrechte zu einem über dem übertragenen
steuerlichen Eigenkapital liegenden Preis veräussert werden; die juristische
Person kann in diesem Fall entsprechende, als Gewinn versteuerte stille Re-
serven geltend machen.

3 aufgehoben
4 aufgehoben

§ 26bis (neu)
Abschreibungen

1 Geschäftsmässig begründete Abschreibungen von Aktiven sind in der
kaufmännischen Buchhaltung oder, wenn eine solche fehlt, in besonderen
Abschreibungstabellen auszuweisen.

2 Abschreibungen werden in der Regel nach dem tatsächlichen Wert des
Vermögensteils und nach der voraussichtlichen Gebrauchsdauer festgelegt.

3 Abschreibungen auf Aktiven, die zum Ausgleich von Verlusten aufge-
wertet wurden, können nur vorgenommen werden, wenn die Aufwertung han-
delsrechtlich zulässig war und die Verluste im Zeitpunkt der Abschreibung
nach § 28 Abs. 1 verrechenbar gewesen wären.

§ 30 Bst. i (neu)
Von den Einkünften werden abgezogen:

i) die behinderungsbedingten Kosten der steuerpflichtigen Person oder der
von ihr unterhaltenen Personen mit Behinderungen im Sinne des
Behindertengleichstellungsgesetzes vom 13. Dezember 2002, soweit die
steuerpflichtige Person die Kosten selber trägt.

§ 31
Von den um die Abzüge gemäss § 25 bis § 30 reduzierten Einkünften wer-

den abgezogen:
a) die Krankheits- und Unfallkosten der steuerpflichtigen Person und der

von ihr unterhaltenen Personen, soweit die steuerpflichtige Person die
Kosten selber trägt und diese 5 Prozent des massgebenden Reineinkom-
mens übersteigen;

§ 33 Abs. 2, 2bis und 2ter (neu)
2 bis Für jedes am Ende der Steuerperiode weniger als 16 Jahre alte Kind,

für das ein Abzug gemäss Abs. 1 Ziff. 2 geltend gemacht werden kann, kön-
nen 3000 Franken für die eigene Betreuung abgezogen werden. Der Abzug
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wird nur gewährt, sofern das Reineinkommen den Betrag von 50 000 Franken
nicht übersteigt.

2 ter Eine Kumulation der Abzüge von Abs. 2 und 2bis ist nicht möglich. Er-
reicht der Abzug von Abs. 2 den Maximalbetrag nicht, kann der Abzug von
Abs. 2bis geltend gemacht werden.

§ 34
2 … seit der letzten Anpassung bis Ende Juni des vorangehenden Kalen-

derjahres … 

§ 35 Abs. 3 und Abs. 4 (neu)
3 Diese Steuertarife können in besonderen Fällen im Zusammenhang mit

ausländischen Beziehungen erhöht werden.
4 Ausgeschüttete Gewinne aus in der Schweiz unbeschränkt steuerpflich-

tigen Kapitalgesellschaften und Genossenschaften werden zu 70 Prozent be-
steuert, wenn die Beteiligung mindestens fünf Prozent am Aktien-, Grund-
oder Stammkapital beträgt oder einen Verkehrswert von mindestens fünf
Millionen Franken aufweist. 

§ 42
2 Land- oder forstwirtschaftlich genutzte Grundstücke werden mit Ein-

schluss der erforderlichen Gebäude zum Ertragswert bewertet. Landwirt-
schaftlich genutzte Grundstücke sind solche Grundstücke, die dem Geltungs-
bereich des Bundesgesetzes über das bäuerliche Bodenrecht unterliegen und
auch tatsächlich landwirtschaftlich genutzt werden. Baulandparzellen, wel-
che nicht dem Geltungsbereich des Bundesgesetzes über das bäuerliche Bo-
denrecht unterliegen, sind nach Abs. 1 (Verkehrswert) zu bewerten.

§ 44 Abs. 2bis (neu)
2 bis Beteiligungen an in der Schweiz unbeschränkt steuerpflichtigen Kapi-

talgesellschaften und Genossenschaften werden zu 70 Prozent besteuert,
wenn die Beteiligung mindestens fünf Prozent am Aktien-, Grund- oder
Stammkapital beträgt oder einen Verkehrswert von mindestens fünf Millio-
nen Franken aufweist.

§ 55
Beginn und Ende der Steuerpflicht

1 Die Steuerpflicht beginnt mit der Gründung der juristischen Person, mit
der Verlegung ihres Sitzes oder ihrer tatsächlichen Verwaltung in den Kanton
oder mit dem Erwerb von im Kanton steuerbaren Werten.

2 Die Steuerpflicht endet mit dem Abschluss der Liquidation, mit der Ver-
legung des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung aus dem Kanton oder mit
dem Wegfall der im Kanton steuerbaren Werte.

3 Verlegt eine juristische Person während einer Steuerperiode ihren Sitz
oder die tatsächliche Verwaltung von einem Kanton in einen anderen Kanton,
so ist sie in den beteiligten Kantonen für die gesamte Steuerperiode steuer-
pflichtig.

4 Eine Steuerpflicht aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit in einem an-
deren Kanton als demjenigen des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung
besteht für die gesamte Steuerperiode, auch wenn sie während der Steuer-
periode begründet, verändert oder aufgehoben wird.

5 In den Fällen von Abs. 3 und 4 werden der Gewinn und das Kapital zwi-
schen den beteiligten Kantonen in sinngemässer Anwendung der Grundsätze
des Bundesrechts über das Verbot der interkantonalen Doppelbesteuerung
ausgeschieden.

6 Für die durch Fusion, Vereinigung, Umwandlung oder Übernahme auf-
gelöste juristische Person treten die Rechtsnachfolger in deren Rechte und
Pflichten ein.

§ 62
1 Stille Reserven einer juristischen Person werden bei Umstrukturierun-

gen, insbesondere im Fall der Fusion, Spaltung oder Umwandlung, nicht be-
steuert, soweit die Steuerpflicht in der Schweiz fortbesteht und die bisher für
die Gewinnsteuer massgeblichen Werte übernommen werden:
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a) bei der Umwandlung in eine Personenunternehmung oder in eine andere
juristische Person;

b) bei der Auf- oder Abspaltung einer juristischen Person, sofern ein oder
mehrere Betriebe oder Teilbetriebe übertragen werden und soweit die
nach der Spaltung bestehenden juristischen Personen einen Betrieb oder
Teilbetrieb weiterführen;

c) beim Austausch von Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsrechten anlässlich
von Umstrukturierungen oder von fusionsähnlichen Zusammenschlüssen;

d) bei der Übertragung von Betrieben oder Teilbetrieben sowie von Gegen-
ständen des betrieblichen Anlagevermögens auf eine inländische Tochter-
gesellschaft. Als Tochtergesellschaft gilt eine Kapitalgesellschaft oder
Genossenschaft, an der die übertragende Kapitalgesellschaft oder Genos-
senschaft zu mindestens 20 Prozent am Grund- oder Stammkapital betei-
ligt ist.
2 Bei einer Übertragung auf eine Tochtergesellschaft nach § 62 Abs.1 

Bst. d werden die übertragenen stillen Reserven im Verfahren nach den 
§§ 144 ff. nachträglich besteuert, soweit während den der Umstrukturierung
nachfolgenden fünf Jahren die übertragenen Vermögenswerte oder Beteili-
gungs- oder Mitgliedschaftsrechte an der Tochtergesellschaft veräussert wer-
den; die Tochtergesellschaft kann in diesem Fall entsprechende, als Gewinn
versteuerte stille Reserven geltend machen.

3 Zwischen inländischen Kapitalgesellschaften und Genossenschaften,
welche nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse durch Stimmen-
mehrheit oder auf andere Weise unter einheitlicher Leitung einer Kapitalge-
sellschaft oder Genossenschaft zusammengefasst sind, können direkt oder in-
direkt gehaltene Beteiligungen von mindestens 20 Prozent am Grund- oder
Stammkapital einer anderen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, Be-
triebe oder Teilbetriebe sowie Gegenstände des betrieblichen Anlagevermö-
gens zu den bisher für die Gewinnsteuer massgeblichen Werten übertragen
werden. Vorbehalten bleiben:
a) die Übertragung auf eine Tochtergesellschaft nach § 62 Abs. 1 Bst. d;
b) die Übertragung von Gegenständen des betrieblichen Anlagevermögens

auf eine Gesellschaft, die nach §§ 68 und 69 besteuert wird.
4 Werden im Fall einer Übertragung nach § 62 Abs. 3 während der nach-

folgenden fünf Jahre die übertragenen Vermögenswerte veräussert oder wird
während dieser Zeit die einheitliche Leitung aufgegeben, so werden die über-
tragenen stillen Reserven im Verfahren nach den §§ 144 ff. nachträglich be-
steuert. Die begünstigte juristische Person kann in diesem Fall entsprechen-
de, als Gewinn versteuerte stille Reserven geltend machen. Die im Zeitpunkt
der Sperrfristverletzung unter einheitlicher Leitung zusammengefassten in-
ländischen Kapitalgesellschaften und Genossenschaften haften für die Nach-
steuer solidarisch.

5 Der bisherige Abs. 3 wird zu Abs. 5.

§ 62bis (neu)
Abschreibungen

1 Geschäftsmässig begründete Abschreibungen von Aktiven sind in der
kaufmännischen Buchhaltung oder, wenn eine solche fehlt, in besonderen
Abschreibungstabellen auszuweisen.

2 Abschreibungen werden in der Regel nach dem tatsächlichen Wert des
Vermögensteils und nach der voraussichtlichen Gebrauchsdauer festgelegt.

3 Abschreibungen auf Aktiven, die zum Ausgleich von Verlusten aufge-
wertet wurden, können nur vorgenommen werden, wenn die Aufwertung han-
delsrechtlich zulässig war und die Verluste im Zeitpunkt der Abschreibung
nach § 65 verrechenbar gewesen wären.

4 Wertberichtigungen sowie Abschreibungen auf den Gestehungskosten
von Beteiligungen von mindestens 20 Prozent werden dem steuerbaren Ge-
winn zugerechnet, soweit sie nicht mehr begründet sind.

§ 63 Abs. 1bis (neu)
1 bis Beim Ersatz von Beteiligungen können die stillen Reserven auf eine

neue Beteiligung übertragen werden, sofern die veräusserte Beteiligung min-
destens 20 Prozent des Grund- oder Stammkapitals der anderen Gesellschaft
ausmacht und als solche während mindestens eines Jahres im Besitze der Ka-
pitalgesellschaft oder Genossenschaft war.
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§ 65
3 Verluste, die eine vor dem 1. Januar 2001 neu zugezogene juristische

Person vor ihrer Sitzverlegung erlitten hat, werden nicht zum Abzug zugelas-
sen.

§ 84
3 … entfällt, wenn der Quellensteuerbetrag nicht innert 30 Tagen nach

Vornahme der Abrechnung an die kantonale Steuerverwaltung überwiesen
wird oder wenn die Abrechnung ein zweites Mal gemahnt werden muss.

§ 95
3 … entfällt, wenn der Quellensteuerbetrag nicht innert 30 Tagen nach

Vornahme der Abrechnung an die kantonale Steuerverwaltung überwiesen
wird oder wenn die Abrechnung ein zweites Mal gemahnt werden muss.

§ 100 Abs. 2 (neu)
2 Arbeitgebende haben die Beschäftigung von Staatsangehörigen der Mit-

gliedstaaten der Europäischen Union (EU) und der Europäischen Freihan-
delsassoziation (EFTA) der Steuerverwaltung innert acht Tagen ab Stellenan-
tritt auf dem hierfür vorgesehenen Formular zu melden.

§ 110bis (neu)
Datenbearbeitung

1 Die Steuerverwaltung betreibt zur Erfüllung ihrer Aufgaben ein Infor-
mationssystem. Dieses kann auch besonders schützenswerte Personendaten
enthalten, die steuerrechtlich wesentlich sind.

2 Zur Gewährung der Amtshilfe im Sinne der §§ 108 bis 110 können 
Daten einzeln, auf Listen oder auf elektronischen Datenträgern übermittelt
werden. Sie können auch mittels eines Abrufverfahrens zugänglich gemacht
werden.

3 Bei Amtshilfe unter oder an Steuerbehörden sind alle diejenigen Daten
von steuerpflichtigen Personen kostenlos weiterzugeben, die zur Veranlagung
und Erhebung der Steuern dienen können, namentlich:
a) die Personalien; 
b) Angaben über den Zivilstand, den Wohn- und Aufenthaltsort, die Aufent-

haltsbewilligung und die Erwerbstätigkeit;
c) Rechtsgeschäfte;
d) Leistungen des Gemeinwesens.

4 Im Übrigen sind, soweit dieses Gesetz keine abweichenden Vorschriften
enthält, die Bestimmungen des kantonalen Datenschutzgesetzes anwendbar.

§ 127
3 … während zehn Jahren aufbewahren. Die Art und Weise der Führung,

der Aufbewahrung und der Edition richtet sich nach den Bestimmungen des
Obligationenrechts (Art. 957 und 963 Abs. 2 OR).

§ 166 Abs. 2
2 Die Einsprache gegen den Arrestbefehl nach Art. 278 des Bundesgeset-

zes über Schuldbetreibung und Konkurs ist nicht zulässig.

§ 171
1 Verlegt eine steuerpflichtige Person ihren steuerrechtlichen Wohnsitz

oder ihren Sitz in eine andere zugerische Gemeinde oder ändert sich die wirt-
schaftliche Zugehörigkeit im interkommunalen Verhältnis, sind die Bestim-
mungen von § 11 Abs. 3 und 4 bzw. § 55 Abs. 3 bis 5 sinngemäss anwendbar.

2 Auch bei den Kirchen- und den Bürgersteuern bestimmt sich die Steuer-
pflicht nach den Verhältnissen am Ende der Steuerperiode.

§ 187
4 … zu erteilen. Es meldet dem zuständigen Grundstückgewinnsteueramt

diejenigen Rechtsgeschäfte, die nicht durch eine gemeindliche Urkundsper-
son verurkundet wurden.
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§ 190
Die Grundstückgewinnsteuer wird aufgeschoben bei:

c) Landumlegungen zwecks Güterzusammenlegung, Nutzungs- und Son-
dernutzungsplanung, Grenzbereinigung, Abrundung landwirtschaftlicher
Heimwesen sowie bei Landumlegungen in einem Enteignungsverfahren
oder angesichts drohender Enteignung.

d) Umstrukturierungen im Sinne von § 62 dieses Gesetzes von juristischen
Personen, die nach § 57 Bst. e–h dieses Gesetzes von der Steuerpflicht be-
freit sind.

§ 195
2 Liegt die massgebende Handänderung mehr als 25 Jahre zurück, kann

die steuerpflichtige Person anstelle des Erwerbspreises den Verkehrswert des
Grundstückes vor 25 Jahren in Anrechnung bringen. In diesem Fall beträgt
die anrechenbare Besitzesdauer ebenfalls 25 Jahre.

§ 197
Werden zu verschiedenen Zeiten erworbene Grundstücke oder Anteile

von solchen zusammen veräussert, ist der Gewinn von jedem Grundstück und
jedem Anteil gesondert zu ermitteln. 

§ 208
aufgehoben

§ 243bis (neu)
1 Bussen nach § 208 (in der Fassung vom 25. Mai 2000) sind nicht mehr

vollstreckbar und können von den Steuerbehörden nicht mehr verrechnungs-
weise geltend gemacht werden.

2 Entsprechende Eintragungen im Betreibungsregister werden auf Antrag
der betroffenen Person gelöscht.

II.

Diese Änderung tritt nach unbenutztem Ablauf der Referendumsfrist 
(§ 34 der Kantonsverfassung) oder nach Annahme in der Volksabstimmung
am 1. Januar 2007 in Kraft.

Zug, ………………… 2005

Kantonsrat des Kantons Zug

Die Präsidentin
Erwina Winiger Jutz

Der Landschreiber
Tino Jorio
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